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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 

den federführenden Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 

zu übernehmen: 

1. fordert die Kommission auf, den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) so zu 

strukturieren, dass er die Prioritäten der EU für die kommenden Jahre klar widerspiegelt 

und direkt und transparent zu Investitionen in Projekte mit einem klaren europäischen 

Mehrwert beiträgt, insbesondere was die Mittel anbelangt, die erforderlich sind, damit 

der Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft mit geringen CO2-Emissionen gelingt, damit 

die EU ihre führende Rolle bei der Bekämpfung des Klimawandels aufrechterhalten und 

verstärken kann und damit sichergestellt ist, dass sie ihre internationalen 

Verpflichtungen im Rahmen des Pariser Übereinkommens und die VN-Ziele für 

nachhaltige Entwicklung sowie ihre internen und externen Verpflichtungen und Ziele 

im Bereich der biologischen Vielfalt einhalten kann;  

2. weist auf die ersten Empfehlungen der hochrangigen Expertengruppe für nachhaltige 

Finanzierungen1 hin, auch die Empfehlungen bezüglich des mehrjährigen 

Finanzrahmens, und betont, dass die Nachhaltigkeitsziele durch ein Finanzsystem 

unterstützt werden müssen, das langfristiges, nachhaltiges Wachstum fördern kann; 

fordert die Kommission auf, auch zu prüfen, wie sich diese Empfehlungen auf den 

nächsten MFR auswirken, auch im Hinblick darauf, dass ein „Nachhaltigkeitstest“ für 

alle künftigen EU-Finanzvorschriften und -politiken und für Finanzinstrumente 

entwickelt werden muss, um größere politische Steuerungseffekte zu erreichen; 

3. fordert die Kommission auf, zu prüfen, wie sich die Ökologisierungsmaßnahmen und 

die Umweltmaßnahmen der GAP im Rahmen des Europäischen Landwirtschaftsfonds 

für die Entwicklung des ländlichen Raums tatsächlich auf den Umweltzustand 

auswirken und sie auf der Grundlage ihrer tatsächlichen Ergebnisse zu finanzieren; 

betont die Notwendigkeit getrennter Finanzmittel für den Naturschutz und die 

biologische Vielfalt sowie für den Übergang zu einer nachhaltigen Landwirtschaft; 

4. fordert die Kommission auf, die Ergebnisse der Halbzeitüberprüfung des 

7. Umweltaktionsprogramms zur Kenntnis zu nehmen, insbesondere die Tatsache, dass 

es unwahrscheinlich ist, dass seine Ziele bis 2020 erreicht werden können; fordert die 

Kommission auf, Mittel zur Erreichung dieser Ziele verfügbar zu machen und 

zusätzliche Mittel für den Zeitraum bis 2050 bereitzustellen, wobei besonderes 

Augenmerk auf die umweltbedingten Belastungen gerichtet werden sollte; 

5. weist darauf hin, dass in Artikel 2 des Pariser Übereinkommens die Notwendigkeit 

hervorgehoben wird, die Finanzmittelflüsse mit einem Weg hin zu einer hinsichtlich der 

Treibhausgase emissionsarmen und gegenüber Klimaänderungen widerstandsfähigen 

Entwicklung in Einklang zu bringen, und dass der MFR nach 2020 unbedingt 

entsprechend reformiert werden muss, damit die Nettoemissionen bis 2050 auf null 

reduziert werden können; 

                                                 
1 https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/170713-sustainable-finance-report_en.pdf 
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6. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass der nächste MFR mit den VN-Zielen 

für nachhaltige Entwicklung in Einklang steht, um die Kohärenz der Ausgaben der EU 

zu erhöhen und das Gleichgewicht zwischen der wirtschaftlichen, sozialen und 

ökologischen Dimension zu verbessern; 

7. betont, dass sich die Haushaltsmittel der Union infolge des Brexit verringern werden; 

fordert die Kommission daher auf, klare und strenge Prioritäten festzulegen, da weniger 

Geld zur Verfügung stehen wird; 

8. betont, dass der nächste MFR mit den Verpflichtungen der Union nach außen, wie etwa 

der Erreichung der von den Vereinten Nationen festgelegten Ziele für nachhaltige 

Entwicklung, und mit ihren eigenen langfristigen Zielen im Bereich der 

klimabezogenen Ausgaben, vereinbar sein und aktiv zu deren Erfüllung sowie zu einer 

Reform des EU-Haushalts mit Blick auf einen effizienteren Haushalt auf der Grundlage 

zusätzlicher Eigenmittel beitragen muss; ist der Auffassung, dass dies nur durch eine 

systematische umfassende Berücksichtigung des Klimaschutzes bei den Ausgaben der 

EU, unter anderem hinsichtlich der Eindämmung des Klimawandels und der Anpassung 

an seine Folgen, und durch die jährliche Überwachung der Ausführung der Ausgaben 

erreicht werden kann; fordert die Kommission daher auf, eine transparente und 

verlässliche Berechnungsmethode zu entwickeln, die den Nachweis der erwarteten 

Auswirkungen auf die klimabezogenen Ausgaben sowie deren Gewichtung bei der Ex-

post-Bewertung im Rahmen der Berichtspflichten erbringen kann; 

9. stellt fest, dass ein erfolgreicher mittelfristiger Ansatz in der Umweltpolitik finanzielle 

Stabilität erfordert; ist diesbezüglich der Auffassung, dass bei angemessener Flexibilität 

und der Möglichkeit einer Halbzeitüberprüfung auch für den nächsten MFR eine 

Laufzeit von sieben Jahren machbar wäre; 

10. weist darauf hin, dass für die Verwirklichung der klimapolitischen Ziele und die 

Verbesserung des Umweltzustands die Zusammenarbeit zwischen mehreren politischen 

Bereichen erforderlich ist; fordert, dass die mögliche Finanzierung der Kohäsionspolitik 

in diesem Zusammenhang berücksichtigt werden muss; 

11. betont, dass der Übergang zu einer nachhaltigen Kreislaufwirtschaft mit geringen CO2-

Emissionen der einzige Weg ist, um ein gesundes Lebensumfeld und das langfristige 

Wohlergehen der Unionsbürger und der europäischen Wirtschaft zu gewährleisten; ist 

der Auffassung, dass die EU weltweit Vorreiter beim Übergang zu einer nachhaltigen 

Kreislaufwirtschaft mit geringen CO2-Emissionen und einem nachhaltigen System der 

Produktion und des Verbrauchs sein sollte; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, 

dass die erforderlichen Mittel für Forschung und Entwicklung bereitgestellt werden 

müssen; 

12. weist darauf hin, dass der nächste MFR dazu beitragen sollte, dass die Union nicht nur 

ihre Umweltziele und die im Rahmen für die Klima- und Energiepolitik festgelegten 

Ziele bis 2030 erreicht, sondern auch die multilateralen Verpflichtungen im 

Zusammenhang mit nachhaltiger Entwicklung und Umwelt wie die Ziele für 

nachhaltige Entwicklung oder das Übereinkommen über die biologische Vielfalt 

(CBD), insbesondere dessen Aichi-Ziel, erfüllt; betont, dass die EU keine Projekte oder 

Investitionen finanzieren sollte, die diese Ziele behindern, deren Umsetzung erschweren 

oder mit deren Erreichung unvereinbar sind; 
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13. unterstreicht, dass die EU Regionen mit hoher Luftverschmutzung unterstützen sollte, 

um die Luftqualität erheblich zu verbessern, da die Probleme in vielen Fällen mit der 

Energiearmut in diesen Regionen zusammenhängen; 

14. betont, wie wichtig es ist, dass mit ausreichenden Mitteln ausgestattete Programme zur 

Erhaltung der biologischen Vielfalt und zum Schutz der Umwelt, wie das LIFE-

Programm, als eigenständige Programme fortgeführt und gestärkt werden und dass die 

Mittel im nächsten MFR aufgestockt werden; betont, dass LIFE das einzige 

Finanzinstrument im Rahmen des EU-Haushalts ist, das vollständig für die Bereiche 

Umwelt, Naturschutz und Klimawandel bestimmt ist; fordert die Kommission auf, dafür 

zu sorgen, dass bei künftigen Finanzierungsinstrumenten für die Landwirtschaft sowie 

für die ländliche und regionale Entwicklung von den nationalen und regionalen 

Umweltbehörden gemeinsam verwaltete Mittel speziell für die biologische Vielfalt und 

die Verwaltung des Netzes Natura 2000 vorgesehen werden; 

15. hebt hervor, welches Potenzial grüne Infrastruktur und naturnahe Lösungen bieten, um 

kosteneffizient Dienstleistungen für die Gesellschaft zu erbringen; betont, dass diese 

grünen Alternativen für die Erbringung von Dienstleistungen bei den Entscheidungen 

im Rahmen der Förderung des ländlichen Raums und der Regionalförderung fair 

berücksichtigt werden müssen, und fordert die Schaffung eines speziellen Instruments 

zur Einrichtung des Transeuropäischen Netzes für grüne Infrastruktur (TEN-G), um 

Nutzeffekte für die biologische Vielfalt zu erzielen; 

16. betont, dass die verschiedenen Fonds kohärenter sein und besser zusammenwirken 

sollten, um auf die nationalen, regionalen und lokalen Herausforderungen zu reagieren, 

etwa um einen sozialverträglichen Wandel kohleabhängiger Regionen zu ermöglichen 

und den Verlust der Artenvielfalt oder die Energiearmut zu bekämpfen; 

17. erkennt an, dass durch die Zusammenarbeit bei der Bewältigung gemeinsamer Gefahren 

für die öffentliche Gesundheit ein europäischer Mehrwert entsteht; vertritt die 

Auffassung, dass der nächste MFR auf der Grundlage der anfänglichen positiven 

Ergebnisse des laufenden Gesundheitsprogramms ein solides Gesundheitsprogramm, 

das Gesundheitsfragen grenzübergreifend angeht, umfassen und die Mitgliedstaaten in 

Form von Fachwissen, Datenaustausch, Anschauungsmaterial und bewährten Verfahren 

unterstützen sollte; fordert, dass der nächste MFR unter anderem durch eine deutliche 

Aufstockung der Mittel für das Gesundheitsprogramm die Verantwortung der EU für 

die Umsetzung des Ziels für nachhaltige Entwicklung Nr. 3 betreffend die öffentliche 

Gesundheit, die Gesundheitssysteme und umweltbezogene Gesundheitsprobleme 

widerspiegelt und die Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung gesundheitlicher 

Ungleichheiten unterstützt, die den sozialen Zusammenhalt untergraben und die 

europäische Integration behindern; 

18. erkennt die Rolle einer nachhaltigen Land- und Forstwirtschaft als 

Schlüsselkomponenten der Anstrengungen der EU zur Bekämpfung des Klimawandels 

und des Verlusts der biologischen Vielfalt und zur Förderung der ökologischen 

Nachhaltigkeit an; erachtet es für notwendig, dafür zu sorgen, dass die Gemeinsame 

Agrarpolitik (GAP) mit den Zielen und Politiken der EU in den Bereichen Umwelt, 

biologische Vielfalt und Klimaschutz in Einklang gebracht wird; erinnert daran, dass 

der nächste MFR die GAP nach 2020 auf eine gerechte, wirkungsvolle und effiziente 
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Agrarpolitik ausrichten sollte, deren Hauptziel darin besteht, den Übergang zu 

nachhaltigen Systemen der Lebensmittelerzeugung und der Landwirtschaft in Europa zu 

erleichtern, und betont, dass ausreichende Mittel für die Erreichung der Ziele 

bereitgestellt werden müssen; begrüßt den strategischen Ansatz der Kommission, der in 

ihrer Mitteilung vom 29. November 2017 mit dem Titel „Ernährung und Landwirtschaft 

der Zukunft“ (COM(2017)0713) dargelegt wurde, um den Mitgliedstaaten mehr 

Flexibilität einzuräumen, damit sie geeignete Mittel finden können, um ihren 

Agrarsektor so zu steuern, dass er die gemeinsamen Umweltziele auf die wirksamste 

Art und Weise erreichen kann; 

19. fordert die Kommission auf, Forschung und Innovation im Bereich der Alternativen zu 

Tierversuchen weiter zu unterstützen und mehr Finanzmittel für FuE-Projekte in der 

Europäischen Union bereitzustellen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten 

auf, die Entwicklung von Alternativen weiter zu finanzieren und innerhalb 

internationaler Strukturen die Validierung und Akzeptanz alternativer Verfahren zu 

beschleunigen, und Drittstaaten durch Wissenstransfer zu unterstützen, wenn 

Wissenschaftler sich alternativer Verfahren möglicherweise nicht bewusst sind, sowie 

sie finanziell zu unterstützen, wenn Versuchsstätten möglicherweise nicht über die 

notwendige Infrastruktur verfügen; 

20. betont, dass im nächsten MFR die sozialen Herausforderungen für lokale und regionale 

Gemeinschaften mit einem hohen Anteil von Arbeitnehmern in CO2-intensiven 

Sektoren beim notwendigen Übergang zu einer Gesellschaft mit niedrigen CO2-

Emissionen berücksichtigt werden müssen; fordert, dass die EU-Mittel und -Programme 

in kohärenter Weise eingesetzt werden, um in diesen Gemeinschaften einen 

sozialverträglichen Übergang zu erleichtern, indem die Entsendung, Umschulung und 

Weiterbildung der Arbeitnehmer sowie Ausbildung, Stellenvermittlungsinitiativen und 

Start-up-Unternehmen in engem Dialog mit den Sozialpartnern unterstützt werden; 

21. betont, wie wichtig es ist, die Energie- und Klimapolitik, insbesondere alle Ziele der 

Energieunion, zu stärken und zu straffen, die durch bestehende Instrumente – d. h. im 

Rahmen der Kohäsionspolitik – und durch neue Instrumente unterstützt werden sollten; 

22. fordert, dass die Finanzierung der Agenturen der Europäischen Union den ihnen 

übertragenen Aufgaben entspricht; 

23. weist in Bezug auf die im Pariser Übereinkommen festgelegten Zusagen nachdrücklich 

darauf hin, dass ein umfassendes Instrument für kohleabhängige Regionen und Länder 

geschaffen werden muss, um eine gerechte Energiewende zu unterstützen, insbesondere 

hinsichtlich der Entwicklung und des Einsatzes erneuerbarer Energiequellen, der 

Modernisierung der Stromerzeugung und der Netze, der frühzeitigen Anpassung an 

künftige Umweltnormen, Umstrukturierungsprozessen in CO2-abhängigen Sektoren, der 

Modernisierung der Fernwärme (einschließlich hocheffizienter Kraft-Wärme-

Kopplung), der Energiespeicherung, Elektromobilitätslösungen und -infrastrukturen 

sowie Energieeffizienzlösungen; 

24. weist darauf hin, dass die Vorbeugung und die Untersuchung der missbräuchlichen 

Verwendung von Geldern, sowie Betrugsbekämpfungsmaßnahmen wichtig sind; betont 

ferner, dass die Zusammenarbeit mit Drittländern wichtig ist, damit ein System für die 

frühzeitige Überwachung der gefährlichsten Produkte, die die Gesundheit und 
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Sicherheit der Bürger gefährden und der Umwelt schaden können, eingerichtet werden 

kann; 

25. erinnert daran, dass gute Gesundheit eine Voraussetzung für die Verwirklichung anderer 

von der EU gesetzter Ziele ist und dass die politischen Maßnahmen in Bereichen wie 

Landwirtschaft, Umwelt, Sozialpolitik, Inklusion und Beschäftigung Auswirkungen auf 

die Gesundheit haben; fordert für den nächsten MFR strengere Folgenabschätzungen für 

den Gesundheitsbereich und eine stärkere sektorübergreifende Zusammenarbeit; 

26. betont die Bedeutung der dezentralen Agenturen der EU bei der Umsetzung der EU-

Ziele zum Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt (ECDC, ECHA, EEA, 

EFSA, EMA); fordert die Kommission auf, im Rahmen des nächsten MFR nachhaltige 

und sichere Strukturen für die Ressourcenbereitstellung für sie zu gewährleisten; 

27. fordert eine Aufstockung des Anteils der für kohäsionspolitische Maßnahmen für die 

Zeit nach 2020 bereitgestellten Mittel am Gesamthaushalt der EU, in Anerkennung des 

bedeutenden Beitrags der Europäischen Struktur- und Investitionsfonds zur 

Verbesserung der Umwelt- und Gesundheitsinfrastruktur und zur Verringerung des 

sozialen und wirtschaftlichen Gefälles zwischen den Regionen; betont, dass die 

Wirksamkeit der Finanzinstrumente nicht den absoluten Bedarf an Zuschüssen in 

einigen Bereichen, insbesondere für innovative und risikoreiche Projekte, ersetzen kann; 

28. betont, dass im Rahmen der Ausgaben der EU für die externen Politikbereiche weiterhin 

umfangreiche Mittel für klima- und umweltrelevante Ausgaben bereitgestellt werden 

sollten; 

29. fordert, dass das Legislativverfahren zur Annahme des nächsten MFR noch vor der 

Europawahl 2019 abgeschlossen wird, damit genügend Zeit für die Aushandlung 

sektoraler EU-Rechtsvorschriften bleibt und Verzögerungen bei der Umsetzung neuer 

Programme vermieden werden können; 

30. betont, dass die EU im Rahmen des nächsten MFR die Stilllegung von Kernkraftwerken 

über das Jahr 2020 hinaus finanziell unterstützen muss, um einen wirksamen Schutz der 

Umwelt und der öffentlichen Gesundheit vor den Gefahren durch Strahlung zu 

gewährleisten; unterstreicht die Einzigartigkeit des langfristigen und komplexen 

Prozesses der Stilllegung der Kraftwerke und der Entsorgung radioaktiver Abfälle, 

wofür spezifische technische Ausrüstung, hochqualifiziertes Personal sowie 

angemessene finanzielle Mittel erforderlich sind. 
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